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23.04.2009

ARGE Saarbrücken

Widerspruchsstelle

Hafenstraße

66111 Saarbrücken

BG-Nr. ......, Ihr Bescheid vom ............

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegen Ihren Bescheid vom ..............., mir zugegangen am ....................., lege ich 

–auch im Namen und Auftrag meiner Ehefrau/Mann/Partner bzw. als gesetzlicher Vertreter meiner Kinder- form und fristgerecht Widerspruch ein. 

Die in Ihrem Bescheid zum Ausdruck gebrachte Rechtsauffassung teile ich nicht. 

Begründung:

Im der Fachliteratur (u.a. Lehr- und Praxiskommentar, Münder zum SGB II) wird einheitlich die Auffassung vertreten, dass ein Darlehen nach § 22 SGB II grundsätzlich zins- und tilgungsfrei zu gewähren ist. Diese Auffassung wird auch durch die Senate der Landessozialgerichte geteilt. 

Lediglich wenn die gewährten Leistungen die Pfändungsgrenzen des § 850c ZPO übersteigen, ist eine Tilgung zulässig. 

Rechtsgrund für ein Darlehen zur Deckung eines sonstigen Unabwendbaren Bedarfs ist der § 23 Abs. 1 Satz 1 SGBII. Satz 3 dieser Regelung hält fest, dass dieses Darlehen durch Aufrechnung von maximal 10 % der Regelleistung zu tilgen ist. 

Rechtsgrundlage für die Erbringung einer Mietkaution als Darlehen ist § 22 Abs. 3 S. 3 SGB II. Eine entsprechende Regelung zur Tilgung des Darlehens enthält diese Norm nicht. 

Diese Gesetzessystematik zeigt, dass der Gesetzgeber nicht von einer Tilgung eines Mietkautionsdarlehens vor dem Rückzahlungsanspruch ausgegangen ist. 

Die Rechtmäßigkeit einer Rückzahlungsvereinbarung im Darlehensvertrag ist somit auf die allgemeine Vorschrift des § 51 Sozialgesetzbuch, Erstes Buch, Allgemeiner Teil (SGB I) abzustellen (LSG Baden-Württemberg, Beschluss vom 06.09.2006, Az. L 13 AS 3108/06 ER). Nach § 51 Abs. 1 SGB I kann der zuständige Leistungsträger gegen Ansprüche auf Geldleistungen mit Ansprüchen gegen den Berechtigten aufrechnen, soweit die Ansprüche auf Geldleistungen nach § 54 Abs. 2 und 4 SGB I pfändbar sind. 

§ 54 Abs. 2 SGB I regelt die Pfändbarkeit von einmaligen Geldleistungen und kommt deshalb von vornherein nicht in Betracht. 

Nach § 54 Abs. 4 SGB I können Ansprüche auf laufende Geldleistungen wie Arbeitseinkommen gepfändet werden. Die Pfändungsgrenzen für Arbeitseinkommen ergeben sich aus § 850c Abs. 1 ZPO. In meiner / unserer Situation stehen ________€ unter Pfändungsschutz. 

Der Hilfeanspruch (ungedeckte Bedarf) beträgt monatlich ____________€. Wird das gezahlte Kindergeld von ____,00 EUR hinzugerechnet, ergibt sich ein Einkommen von _________€ . 

Dieser Betrag bleibt deutlich unter der Pfändungsgrenze. Mithin besteht keinerlei Raum für eine Aufrechnung gegen die Ansprüche der ARGE auf umgehende Tilgung.

§ 51 Abs. 2 SGB I führt zu keiner anderen Beurteilung. Zum einen bezieht sich die Vorschrift auf - hier nicht gegebene - Ansprüche auf Erstattung zu Unrecht erbrachter Sozialleistungen. 

Zum anderen kann die Aufrechnung nur bis zum Eintritt der Sozialhilfebedürftigkeit oder Hilfebedürftigkeit nach dem SGB II erfolgen. Ich / Wir sind hilfebedürftig. 

Auch § 43 Abs. 1 SGB II kann nicht angewandt werden. Es handelt sich weder um Ansprüche auf Erstattung noch auf Schadensersatz, die ich / wir durch vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben veranlasst hat / haben.

Somit ist und war zu keinem Zeitpunkt eine Aufrechnung zulässig. 

Dies hat zur Folge, dass die in dem Darlehensvertrag vom _____________ enthaltene Tilgungsvereinbarung in Höhe von __,00 EUR monatlich rechtswidrig ist. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Vereinbarung gemäß § 58 Abs. 1 Sozialgesetzbuch, Zehntes Buch, Verwaltungsverfahren (SGB X) i.V.m. § 134 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) nichtig ist. Der ARGE ist es jedenfalls, in Anwendung des Grundsatzes von „Treu und Glauben“ ( § 242 BGB, über § 61 S. 2 SGB X anwendbaren) verwehrt, sich auf die Tilgungsvereinbarung als Rechtsgrundlage für die Aufrechnung zu berufen. 

Gleiches gilt hinsichtlich des Argumentes, in dem Darlehensvertrag liege ein (Teil-) Verzicht auf Sozialleistungen im Sinne des § 46 Abs. 1 SGB I vor. Auch hierauf kann sich die ARGE nach Treu und Glauben nicht berufen, weil der Verzicht - rechtswidrig – herbeigeführt wurde. 

Angesichts dessen bedarf es keiner weiteren Ausführungen zu der Frage, ob ich / wir den Verzicht wirksam widerrufen haben. 

Antrag:

Den Bescheid / Darlehensvertrag vom ......... aufzuheben.

Die Hilfe gesetzeskonform zu bewilligen. 

Die vollständig zustehende Hilfe zu überweisen.

Mir / Uns zuzugestehen, das Darlehen erst zu tilgen wenn ausreichend Einkommen erzielt wird. 

Gruß

